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Das Lager in Börnicke war
eines der ersten in
Brandenburg. Bis Juli
1933 saßen dort etwa
500 Regimegegner ein.
Dutzende von ihnen
wurden von den
Nationalsozialisten zu
Tode geprügelt.

Von Philip Häfner

BÖRNICKE | In der Nacht wurde die
Schreibstube des Lagerkomman-
danten zur Folterkammer. Mit
Schlägen und Fußtritten wurden
die Häftlinge des Konzentrations-
lagers in Börnicke misshandelt,
manchmal auch mit Ochsenzie-
mern und Knüppeln, „mit denen
man ohne weiteres einen Men-
schen totschlagen konnte“, wie
sich ein Augenzeuge später erin-
nerte. „Da werden Reden von
Volksgemeinschaft losgelassen
und dabei schlägt man die eige-
nen Volksgenossen fast zu Krüp-
peln.“ Am nächsten Morgen
musste das Blut der Gepeinigten
von den Wänden geschrubbt wer-
den.

Vor 80 Jahren errichteten die Na-
tionalsozialisten auf dem Gelände
einer ehemaligen Zementfabrik in
Börnicke, unweit der inzwischen
stillgelegten Bahnlinie von Nauen
nach Oranienburg, ein frühes Kon-
zentrationslager. Die ersten Häft-
linge – eine Gruppe von 15 Verhaf-
teten aus Nauen – wurden am
17. Mai 1933 eingeliefert. Einige
Tage später informierte der Land-
rat des Kreises Osthavelland,
Günther Freiherr von Rheinba-
ben, den Regierungspräsidenten
in Potsdam, Ernst Fromm, dass in
Börnicke ein KZ für 50 Häftlinge
eingerichtet worden sei. Am
20. Juni 1933 waren im Lager je-
doch bereits 107, zwei Wochen
später sogar 140 Gefangene inhaf-
tiert. Insgesamt saßen in Börnicke
bis zur Schließung des Lagers am
26. Juli 1933 etwa 500 Regimegeg-
ner ein.

Zerstörung
durch Arbeit
Börnicke war eines von mindes-
tens sieben bekannten frühen Kon-
zentrationslagern in Branden-
burg. Das erste war bereits am
21. März 1933 – dem „Tag von
Potsdam“, an dem die Nationalso-
zialisten den Schulterschuss mit
dem alten Preußen inszenierten –
im Oranienburger Stadtzentrum
errichtet worden. Weitere Lager
gab es in Brandenburg an der Ha-

vel, Perleberg (Prignitz), Alt-Da-
bern (Ostprignitz-Ruppin), Ber-
nau und Fichtenau (Barnim).

Oft wird für diese Lager die Be-
zeichnung „wildes KZ“ verwen-
det. Der Politikwissenschaftler
und Historiker Christoph Kopke
vom Moses-Mendelssohn-Zen-
trum an der Universität Potsdam
wehrt sich allerdings gegen die-
sen Begriff: „Er suggeriert,
dass es in den späte-
ren Konzentrati-
onslagern we-
niger wild zu-
gegangen
ist, was
nicht der
Fall ist“,
sagt er.

Laut Christoph
Kopke wandten die
Nationalsozialisten in
den frühen Lagern be-
reits einige der Prakti-
ken an, die auch später
den Terror in den Kon-
zentrationslagern präg-
ten – insbesondere die
Zerstörung durch Arbeit.
Mit körperlich schweren
und oftmals völlig unpro-
duktiven Arbeiten sollten
die Häftlinge gebrochen
werden. Aborte mussten ge-
reinigt, die Stiefel der Wach-
mannschaften blitzblank ge-
putzt oder ein Sandhaufen von
links nach rechts und wieder
zurückgeschaufelt werden. In
der Osthavelländischen Rund-
schau hieß es am 28. Mai 1933:
„Das Konzentrationslager im Drit-
ten Reich ist kein Gefängnis, es ist
eine Stätte disziplinierter Arbeit,
in der Irregeführte, die jahrelang
hindurch politisch verhetzt wur-
den, die für einige Volksverräter
willkommene Mittel für deren un-
saubere Geschäfte waren, nun
wieder zu brauchbaren Volksge-
nossen erzogen werden sollen,
nicht durch Zwang, sondern durch
die segensreiche Wirkung der Ar-
beit und durch geordnete Lebens-
weise.“ Dutzende Häftlinge über-
lebten die Strapazen in Börnicke
nicht. Heute erinnert am Ortsaus-
gang in Richtung Tietzow ein Obe-
lisk an die Opfer.

Oft genügten Lappalien, um
ins Lager geschickt zu werden
Die meisten Häftlinge waren Kom-
munisten und Sozialdemokraten,
doch auch Pfarrer und einige Ju-
den gehörten zu den Inhaftierten.
Oft reichte die bloße Mitglied-
schaft in der KPD oder der SPD,
um ins Lager in „Schutzhaft“ ge-
schickt zu werden. Auf diese
Weise entledigten sich die Natio-

nalsozialisten ihrer politischen
Gegner, von denen es in der
Anfangsphase des Drit-
ten Reichs im Ostha-
velland noch eine
ganze Menge
gab. Bei

den Reichstags-
wahlen am

5. März

1933 hatte fast die Hälfte der Bür-
ger für die KPD oder die SPD und
nicht für die NSDAP gestimmt.

Bereits vor der Wahl, im Februar
1933, hatte man damit begonnen,
die Namen und Anschriften der
Funktionäre von KPD und SPD lis-
tenmäßig zu erfassen. Von Mai
1933 an wurden sie in die Lager

gebracht. Oft genügten schon
Lappalien, um von der SA

festgenommen zu wer-
den, die mit Polizeivoll-

machten ausgestat-
tet war. So berich-

tete die Ostha-
velländische
Rundschau
am 8. Juni
1933 über
den arbeitslo-

sen Robert Kel-
ler aus Hennigsdorf,

der lediglich einen
„Notdiebstahl“ began-
gen hatte, um sich etwas
zu essen kaufen zu kön-
nen. Wegen seiner Mit-
gliedschaft in der KPD
kam er dennoch nach Bör-
nicke ins KZ.

Das dortige Lager be-
stand aus einem Hauptge-

bäude, einer Häftlingsbara-
cke und einer weiteren fla-
chen Baracke, die als SA-
Schule eingerichtet war. Die
Häftlinge schliefen auf Stroh,
das bei Regen anfing zu faulen.
Decken gab es keine, die Ver-
pflegung war schlecht. Die Kos-
ten für ihr Quartier von 1,50
Mark pro Tag mussten die Häft-
linge beziehungsweise ihre Fami-
lien selbst bezahlen. So steht es im
Buch „Börnicke im Osthavelland“
von Heino Brandes, das im Mu-
seum Falkensee vorliegt.

Verantwortlich für das Lager
war der SA-Sturm 224, der auch
das Nebenlager in Meißnershof –
zwischen Velten und Hennigsdorf
– beaufsichtigte. Ein Dutzend SA-
Leute bewachte die Gefangenen.
Dabei gaben sie sich keine Mühe,
die Geschehnisse im Lager zu ver-
bergen. Die ersten Konzentrations-
lager waren öffentlich, sogar die
Zeitungen berichteten darüber
zwischen Fußballergebnissen und
der Ankündigung der nächsten
Impftermine. Zwei Gründe gab es
dafür, wie Wissenschaftler Chris-
toph Kopke erklärt: „Damit woll-
ten die Nationalsozialisten zum ei-
nen ihren politischen Gegnern

Angst machen. Zum anderen
konnten sie damit ihren Anhän-
gern beweisen, dass sie es ernst
meinten mit ihrer Ankündigung,
in Deutschland aufzuräumen.“

Der Terror ging auch
nach der Schließung weiter
Einige der Häftlinge, die durch die
Hölle von Börnicke gingen, wur-
den nach dem Ende des Zweiten
Weltkriegs Bürgermeister im Ost-
havelland oder engagierten sich
in anderer Form für ihre Gemein-
den. Unter den Inhaftierten waren
unter anderem Fritz Fenz, der spä-
tere Bürgermeister von Wuster-
mark, der Dyrotzer Ortschef Fried-
rich Wilhelm Drescher, Karl Höft-
mann, der Leiter der Falkenseer
Schalmeienkapelle, sowie der Be-
gründer des Falkenseer Heimat-
museums, Fritz Müller. Ellen Ho-
vanski aus Hoppenrade war eine
der wenigen Frauen, die in Börni-
cke einsaßen. Auch der Ketziner
Bürgermeister Karl Reumschüssel
wurde von der SA ins KZ ge-
schickt. Er hatte es gewagt, die Ha-
kenkreuzfahne vom Rathaus her-
unterzuholen, da es eine Partei-
fahne war, die an öffentlichen Ge-
bäuden nicht aufgezogen werden
durfte. Erst nach mehreren Wo-
chen Haft kam Reumschüssel wie-
der frei.

Am 24. Juni 1933 verfügte der
Potsdamer Regierungspräsident
Ernst Fromm, dass sämtliche Häft-
linge mit sofortiger Wirkung in das
KZ nach Oranienburg zu überfüh-
ren seien. Alle anderen Lager
seien aufzulösen, so die Anord-
nung. Am 26. Juli 1933 wurde das
Konzentrationslager in Börnicke
offiziell geschlossen. 79 Gefan-
gene wurden nach Oranienburg
gebracht.

Doch selbst nach diesem Tag
nahmen die Greueltaten der SA in
der Region kein Ende. Die Män-
ner zogen weiter prügelnd und
mordend durch die Gegend. Im
August 1933 etwa verschleppten
sie den Nauener Karl Thon, nach
dem heute in der Stadt eine Straße
und ein Platz benannt sind. Sie
zerrten ihn in ein Auto und rissen
ihm dabei buchstäblich die Haare
vom Kopf, berichteten Zeugen.
Ein Jahr später wurde Thons Lei-
che, in einem Tonrohr versteckt,
gefunden.

Einer seiner Peiniger gab später
zu Protokoll: „Warum ich den
Thon erschlagen habe, kann ich
mir nicht recht erklären. Ich
glaubte mich aber berechtigt
dazu.“ Mit genau dieser „Rechtfer-
tigung“ trieben die Nationalsozia-
listen später noch Hunderttau-
sende in die Gaskammern.

In luftiger Höhe: Helmut Kleebank, Harm Rolfs (r.) und Susann Rolfs-
Grasmé beim Hissen der Flagge. FOTO: BEZIRKSAMT

Neue Stolpersteine in
Falkensee und Ribbeck
FALKENSEE/RIBBECK | Die Verle-
gung von zwei weiteren Stolper-
steinen, die an Opfer des National-
sozialismus im Osthavelland
erinnern, sind das Hauptthema
des nächsten Treffens der Falken-
seer Vorbereitungsgruppe. Ge-
dacht werden soll diesmal Ger-
trud Voss, Opfer der NS-Kranken-
morde, und dem konservativen
Gutsherrn Hans von Ribbeck.
Einzelheiten werden am Mitt-
woch, dem 22. Mai, ab 19 Uhr im
Museum an der Falkenhagener
Straße in Falkensee besprochen.

Schülerfirma hofft
auf Stimmen
FALKENSEE | Das Falkenseer Por-
sche-Junior-Team beteiligt sich
wieder am Bundes-Contest für
Schülerfirmen. An der Abstim-
mung bei diesem Wettbewerb
können sich alle Interessierten
beteiligen.

www www.pjt-falkensee.de oder
www.bundes-schuelerfirmen-contest.de

DerMond
wird beobachtet
STAAKEN | In der Staakener Stern-
warte an der Heerstraße 531 wird
heute ab 19 Uhr der Mond beob-
achtet. An seiner Schattengrenze
ist gerade „Sonnenaufgang“.

SPANDAU | Auf dem Spandauer Rat-
hausturm weht eine neue, schnee-
weiße große Bezirksfahne. Sie ist
2,40 Meter mal 4 Meter groß. Ein
Unternehmer-Ehepaar hatte sich
bereit erklärt, diese Hissfahne zu
sponsern.

Seit mehr als 20 Jahren führen
die beiden Spender Harm Rolfs
und und Susann Rolfs-Grasmé ein
Architekturbüro mit Aufträgen
von öffentlichen und privaten Bau-
herren, seit fünf Jahren sind sie zu-
dem im Immobilienbereich in

Spandau und Berlin, Potsdam und
Umgebung tätig. Als Grund für ihr
Engagement nannten sie ihre Ver-
bundenheit mit dem Bezirk Span-
dau, in dem sie gerne leben und ar-
beiten. Bezirksbürgermeister Hel-
mut Kleebank: „Es ist sehr erfreu-
lich, dass die Finanzierung der
Spandauer Hissfahnen für den Rat-
hausturm durch die Bereitschaft
von Spandauer Firmen, diese zu
sponsern, gesichert ist und da-
durch der bezirkliche Haushalt ge-
schont werden kann.“

Von Stefan Kuschel

FALKENSEE | Am Ende war es Ursula
Nonnemacher (Grüne), die einen
Vorschlag machte, der allen Betei-
ligten im Ringen um Kosten des
Anliegerstraßenbaus in Falkensee
die Chance bietet, mit gutem Ge-
fühl aus der Debatte zu gehen.
Wie wäre es, so fragte die Land-
tagsabgeordnete im Hauptaus-
schuss, wenn der Einwohneran-
trag bis zur Stadtverordnetenver-
sammlung (SVV) zu-
rückgezogen werden
würde. „Alle Fraktio-
nen nehmen Ihr Anlie-
gen sehr ernst, Ihre In-
tentionen sind partiell
berücksichtigt worden,
und wir sind Ihnen sehr
entgegen gekommen“,
sagte Ursula Nonnema-
cher mit Blick auf die
Initiatoren.

Denen will sie es er-
sparen, dass ihr Anliegen in der
SVV Ende Mai erneut abgelehnt
wird. „Man könnte dann sagen,
dass einiges erreicht wurde“, ver-
suchte die Grüne, eine Brücke zu
bauen. Wie schon der Bau- lehnte
auch der Hauptausschuss den Ein-
wohnerantrag aus formalen Grün-
den einhellig ab – Formulierungen
darin sind falsch oder unpräzise

und hätten keinen rechtlichen Be-
stand. „Wir können diesen Antrag
daher nicht beschließen“, sagte Ur-
sula Nonnemacher.

Auch in dieser Runde wurde
deutlich, dass sich der von Stadt-
verordneten aller Parteien erarbei-
tete Katalog mit Kriterien zum An-
liegerstraßenbau (Definition des
Grundsatzes, Abweichungen da-
von, mögliche Provisorien) dicht
an den Forderungen der Einwoh-
ner bewegt. Sie fordern mehr Mit-

sprache und Flexibili-
tät sowie kostengünsti-
gere Bauvarianten.
„Sie haben schon jetzt
Erfolge erzielt“, sagte
Daniela Zießnitz
(CDU), „wir alle sind
sensibilisiert, Lösun-
gen zu finden und hof-
fen auf einen Kon-
sens.“ Der Kriterien-
Katalog sei ein „guter
Kompromiss“ und ein

„Fortschritt für die Bürger“. Wie
sich die Bürgerinitiative Contra,
die den Einwohnerantrag initiiert
hatte, entscheidet, ist offen.

Deren Vertreterin gestand am
Mittwochabend zu, dass der An-
trag „mit der heißen Nadel“ ge-
strickt worden war und es vermut-
lich deshalb zu den Fehlern bei ei-
nigen Formulierungen gekom-

men sei. Selbstkritisch räumte sie
ein, dass man ihn so wohl hätte
nicht vorlegen dürfen. Ungeachtet
dessen sei man weiter der Mei-
nung, dass der Anliegerstraßen-
bau zu aufwändig und zu teuer sei
für Strecken, auf denen so gut wie
nichts los sei. Hinzu kämen „Kos-
tentreiber“ wie Gehwege, darü-
ber müsse man reden und gemein-
sam nach Lösungen suchen.

Bürgermeister Heiko Müller
(SPD) entgegnete, in Falkensee
werde schon so schmal wie mög-
lich gebaut, um den Begegnungs-
verkehr von Fahrzeugen gewähr-
leisten zu können. Baumschutz
stehe ebenfalls oben an. Der Bau
von Gehwegen indessen sei ein po-
litischer Entschluss zugunsten der
Sicherheit für Kinder, Senioren,
Menschen mit Behinderungen
und andere Passanten. Fragen des
Baugrunds und der Bauklassen
müssten Fachleute beantworten,
dies könnten weder Bürger, noch
Stadtverordnete oder Verwal-
tungsleute. Der Masterplan Anlie-
gerstraßenbau sei „ein Zugewinn
erster Güte“, weil er den Bürgern
frühzeitig Auskunft gebe, was auf
sie zukomme. Und die jetzt von al-
len Parteien getragenen Kriterien
beim Straßenbau seien hilfreich
für Planer und Bürger, ließen aber
Abweichungen im Einzelfall zu.

Der Vorhof zur Hölle
Heute vor 80 Jahren wurden die ersten Häftlinge in das Konzentrationslager in Börnicke eingeliefert

Am Ortsausgang von Börnicke in Richtung
Tietzow erinnert dieser Obelisk an die Opfer
des Konzentrationslagers.  FOTO: PHILIP HÄFNER

Neue Fahne gehisst
Spende für den Rathausturm von Spandauer Ehepaar

Kompromiss in Sicht
Anliegerstraßen: Hauptausschuss kommt kritischen Einwohnern entgegen
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Ursula
Nonnemacher

(Grüne) will den
Einwohnern eine

weitere
Ablehnung in der

SVV ersparen.


